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Premiere inBuenosAires
Präsidialreise Erstmals hatmit Doris Leuthard eine Bundespräsidentin Argentinien besucht. Sie lobte die

Reformen von PräsidentMacri. Die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen sollen nun rasch beginnen.

Maja Briner, Buenos Aires

Es ist eine Premiere: Bundesprä-
sidentin Doris Leuthard ist ges-
tern in der «Casa Rosada», dem
argentinischen Präsidentenpa-
last, empfangenworden –als ers-
te Schweizer Bundespräsidentin
überhaupt. «Es ist eine sehrgros-
se Ehre», sagte Leuthard bei der
gemeinsamenMedienkonferenz
mit dem argentinischen Präsi-
denten Mauricio Macri. Für ihn
fand Leuthard lobende Worte:
Macris Regierung habe mutig
Reformen angepackt. «Wir sind
überzeugt, dass das die richtige
Richtung für Argentinien ist»,
sagteLeuthard.Es sei ein schwie-
riger Weg, die Resultate würden
nicht von einem Tag auf den an-
deren kommen, sagte sie – und
versicherte Macri: «Die Schweiz
steht an Ihrer Seite und bedankt
sich für die Reformen.»

Der liberale Unternehmer
Macri ist seit anderthalb Jahren
Präsident vonArgentinien.Nach
zwölf Jahren linkspopulistischer
RegierungdesEhepaarsKirchner
leiteteMacri liberaleWirtschafts-
reformen ein. Diese wecken
indes Widerstand in Teilen der
Bevölkerung; kürzlich legte ein
GeneralstreikBuenosAires lahm.
Macri aber liess sichdavonbisher
nicht beeindrucken.

Verhandlungenstarten
vorMitte Jahr

Vorwärts machen wollen Leut-
hard und Macri beim geplanten
Freihandelsabkommenzwischen
der südamerikanischen Wirt-
schaftsunion Mercosur und der
Europäischen Freihandelsasso-
ziation (Efta), zu der auch die
Schweizgehört.DieVerhandlun-
gen sollen noch vor Mitte Jahr
starten, wie Leuthards Departe-
mentnachdemTreffenmitteilte.
Macri zeigte sich sehr erfreut:
«Wir sindenthusiastischüberdie
Kooperation zwischenMercosur
und Efta», sagte er. Das biete
viele Chancen.

Allerdings: Mit der EU ver-
handeltMercosur schon seit Jah-
ren über ein Freihandelsabkom-
men. Leuthard zeigte sich im
Gespräch mit unserer Zeitung
dennoch optimistisch für die an-
stehenden Verhandlungen. Man
kenne sich relativ gut, viele Vor-

arbeiten seien schon geleistet,
und Macri unterstütze das Frei-
handelsabkommen persönlich,
sagte sie. «FürdieEfta könnte es
einfacher sein, das Abkommen
auszuhandeln, als für die EU, da
dieEfta kleiner ist», sagte sie. Ei-
nen Zeitplan für das Abkommen
konnte sie nicht nennen.

NichtnurviaEftaundMerco-
sur sollendieSchweizundArgen-
tinienenger zusammenarbeiten,
sondernauchbilateral. Leuthard
und Macri vereinbarten gestern
in einer gemeinsamen Präsidial-
erklärung, die Beziehungen zu
intensivieren. NebenWirtschaft
und Handel streben die beiden
Länder auch in anderen Berei-
cheneineengereKooperationan,
etwa inder Wissenschaft, der In-

frastruktur und im Umwelt- und
Klimaschutz an.

Begleitet wird Leuthard bei
ihrem Besuch in Buenos Aires
voneinerüber 20-köpfigenDele-
gation aus derWirtschaft. Diese
sieht auchdankMacrisReformen
neueChancen.DieSchweiz ist in
Argentinien die Nummer sechs,
was Investitionen angeht, wie
Leuthard vor denMedien beton-
te.NachGesprächenmit argenti-
nischen Ministern sei sie zuver-
sichtlich, «dass Schweizer Fir-
men weiterhin in Argentinien
Arbeitsplätze schaffen und gute
Bedingungen vorfinden kön-
nen», sagte sie.

Interessant fürdieSchweiz ist
Argentinien auch deshalb, weil
dasLandnächstes JahrdieGrup-

pe der zwanzig wichtigsten In-
dustrie-undSchwellenländer,die
G20, präsidiert. Da die Schweiz
nicht Mitglied ist, kann sie bei
denG20-Treffen jeweils nur teil-
nehmen,wennsievomvorsitzen-
den Land – diesmal eben Argen-
tinien – eingeladenwird.

ArmeSchweiz,
reichesArgentinien

Macri und Leuthard betonten
beide, die Schweiz und Argenti-
nien hätten dank der Schweizer
Auswanderer eine langjährige
Verbindung. Im 19. Jahrhundert
wandertenetlicheSchweizer, ins-
besondere ärmere, ins damals
reichere Argentinien aus. Das
Land habe vielen Schweizern
eine neue Heimat und eine Zu-

kunft geboten, sagte Leuthard.
«Und sie fühlten sich hier offen-
bar sowohl, dass sienicht zurück-
kehren wollten.» In Argentinien
lebenheute rund16000Schwei-
zer – es ist die grösste Ausland-
schweizergemeinschaft Latein-
amerikas. «Das ist eine gute Ba-
sis für eine Zusammenarbeit»,
sagte PräsidentMacri.

Während ihresAufenthalts in
Buenos Aires will sich Leuthard
auchmitAuslandschweizern tref-
fen.AufdemProgrammsteht zu-
dem unter anderem die Besich-
tigung der Untertunnelung der
Sarmiento-Eisenbahnlinie, bevor
es nach Peru weitergeht. Auch
dortwirdLeutharddie ersteBun-
despräsidentin sein, diedasLand
besucht.

Bundespräsidentin Doris Leuthard mit Argentiniens Präsident Mauricio Macri in der «Casa Rosada». Bild: Remo Nägeli

DieMühenderEritreer
Integration Eritreischen Flüchtlingen fällt es schwer, in der Schweiz beruflich Fuss zu fassen. Gründe dafür sind neben

der Sprachbarriere der Bildungshintergrund sowie die Sozialisation in einem totalitären Regime.

Anfang April luden Exil-Eritreer
in die Rote Fabrik in Zürich. Dis-
kutiert wurde unter anderem
überdasBild, dasdieMedienvon
den hier lebenden Eritreern
zeichnen. Dieses sei undifferen-
ziert und entmutigend, hiess es.
Eritreerwürdenals faul undnicht
integrierbar bezeichnet.

Dass sichFlüchtlingeausEri-
trea schwertun mit der sozialen
und beruflichen Integration, das
ist allerdings eine Tatsache. So
hielt die Fachstelle für Integra-
tionsfragen des Kantons Zürich
2015 ineinemBericht fest, für an-
erkannteFlüchtlingeundvorläu-
figaufgenommenePersonenaus
Eritrea seien die Chancen auf
eine qualifizierte Anstellung ge-

ring und der Abschluss einer
Berufslehre in der Schweiz «ein
langerWeg».

Und auch die Zahlen spre-
cheneinedeutlicheSprache:Von
8350alsFlüchtlingeanerkannten
Eritreern im erwerbsfähigen Al-
terwarenEndeFebruar lediglich
1650 erwerbstätig, das ergibt
eine Erwerbsquote von rund 20
Prozent.Bei denvorläufigAufge-
nommenenbeträgtdieQuotegar
nur 16,4 Prozent. 2015 bezogen
rund 84Prozent der eritreischen
Flüchtlinge, die sich inderfinan-
ziellenZuständigkeit desBundes
befanden, Sozialhilfe.DieZahlen
sindzwarernüchterndund liegen
unter dem Durchschnitt aller
Herkunftsländer. Die Erwerbs-

quotevonanerkanntenFlüchtlin-
gen aus anderen wichtigen Her-
kunftsländern wie Syrien oder
Afghanistan ist aber noch tiefer,
die Sozialhilfequote noch höher.

GuidoGraf:Eigeninitiative
istungenügend

Dochbei der Integration voneri-
treischen Flüchtlingen scheinen
sichganzspezifischeProblemezu
stellen.DieMehrheit der befrag-
tenSozialarbeiter stelle fest, dass
dieEritreer zumindest zuBeginn
sehrunselbstständig seien,heisst
es im Bericht der Zürcher Fach-
stelle für Integrationsfragen.
Durch die Sozialisation in einem
totalitärenRegimeseidasGefühl
fürSelbstbestimmungundEigen-

verantwortungweniger starkvor-
handenals bei anderenGruppen.
DerLuzernerRegierungsratGui-
do Graf (CVP) teilt diese Ein-
schätzung: «Die Eigeninitiative
ist zumBeispiel beiPersonenaus
Afghanistan stärker ausgeprägt.»

Erschwerend hinzu kommt
der fehlende Bildungshinter-
grund aufgrund des National-
dienstes. Dieser ist für Männer
und Frauen obligatorisch und
dauert gemäss Gesetz 18 Mona-
te. In der Realität sei der Dienst
aber weiterhin zeitlich unbefris-
tet und dauere meist mehrere
Jahre, hielt das Staatssekretariat
für Migration im vergangenen
Jahr fest. «Durch den National-
dienst verfügendiePersonenaus

Eritreaoft nicht über eineeigent-
liche berufliche Ausbildung»,
sagtTatjanaHulliger vomSozial-
amt des Kantons Bern.

Landsleute sollen
Integrationerleichtern

Ron Halbright arbeitet eng mit
Eritreern zusammen.Er leitet die
Zürcher Sektion des National
Coalition Building Institute
(NCBI), das sich für die Integra-
tion von Ausländern einsetzt.
«Ein grossesProblem ist die feh-
lende Integration während des
Asylprozesses», sagt Halbright.
Häufig kämen die eritreischen
Flüchtlinge erst nach dem Asyl-
entscheid in den Genuss von
staatlichenIntegrationsmassnah-

men wie etwa Sprachkursen. Bis
dahin seien die anfänglich sehr
motivierten Eritreer aber oft be-
reits demotiviert und frustriert.

Nach positiven Erfahrungen
in Zürich versucht das Bildungs-
institut NCBI nun auch in der
Ostschweiz, die Integration von
Eritreern mittels Unterstützung
vonausgebildetenLandsleuten –
sogenannten «Brückenperso-
nen» – voranzutreiben. Beteiligt
sind Stadt und Kanton St.Gallen
sowie Appenzell Ausserrhoden
Das Problem ist, wie so oft, das
Geld: «Die Finanzierung ist eine
riesige Herausforderung», sagt
Halbright.

Tobias Bär

Die Schweiz ist
einMuseenland

Museumsstatistik Die Men-
schen in der Schweiz gehen häu-
figer ins Museum als ins Kino:
Das ist eine der Erkenntnisse,
welche die ersteMuseumsstatis-
tik des Bundes zutage fördert.
Insgesamt gibt es hierzulande
1111 Museen. Dies belege die
grosse Bedeutung der Museen,
sagte IsabelleChassot, dieDirek-
torindesBundesamtes fürKultur
(BAK), gestern bei der Präsenta-
tion der Statistik. Die 1111 Mu-
seen verbuchten im Jahr 2015
12,1MillionenEintritte. Fast drei
Viertel der Museen kamen aber
auf weniger als 5000 Eintritte,
während4,4Prozent50000und
mehr Eintritte verzeichneten.
Mehrals einViertel allerBesuche
entfiel auf Kunstmuseen.

Durchschnittlich verbuchten
Kunstmuseen 19 500 Eintritte.
Ebenfalls beliebt sind naturwis-
senschaftlicheEinrichtungenmit
durchschnittlich 24000 Eintrit-
ten. Am wenigsten besucht wer-
den die regionalen und lokalen
Museen (durchschnittlich 1800
Eintritte), vondenenesmehrgibt
als von jedemanderenMuseums-
typ. Von den 1111 Museen sind
367 regionale und lokale Institu-
tionen. Kunstmuseen folgen an
zweiter Stelle (171), vor techni-
schen (140), historischen (126)
undnaturwissenschaftlichen (59)
Museen.

In jedemvierten
Dorf einMuseum

DieMuseen sind über das ganze
Landverstreut. Inmehrals einem
Viertel der Gemeinden befindet
sichmindestens ein solche Insti-
tution. AmmeistenMuseen gibt
es inderDeutschschweiz, die ita-
lienischsprachigeSchweizhatdie
höchste Museumsdichte. Einen
internationalenVergleichhatdas
Bundesamt fürStatistiknicht vor-
genommen, doch dürfte die
Schweiz bei der Dichte zu den
Spitzenreitern gehören, wie Di-
rektorGeorges-SimonUlrich sag-
te. Viele Museen werden über-
wiegend durch die öffentliche
Hand finanziert. Fast die Hälfte
(49Prozent) gabdiese alsHaupt-
finanzierer an.

Im Jahr 2014 haben 72 Pro-
zent der Bevölkerung ein Mu-
seum,eineAusstellungoder eine
Galerie besucht.DieseErgebnis-
se entstammen einer Erhebung,
fürdie rund 16 500Personender
ständigen Wohnbevölkerung zu
ihremKultur- undFreizeitverhal-
ten befragt wurden. (sda)


